
  

Die Stadtverordnetenversammlung
- Ausschuss für Bürgerbeteiligung, 
Völkerverständigung und Integration -

  
 Punkt 8 der öffentlichen Sitzung am 28. August 2012

Vorlagen-Nr. 12-F-08-0088

Keine Weitergabe der Meldedaten - Bürger_innenantrag
- Antrag von Linke&Piraten vom 22.08.2012 -

Informationelle Selbstbestimmung heißt, dass Menschen über Ihre persönlichen Daten verfügen 
können. Sie können entscheiden, wem sie sie geben und wem nicht. Die Weitergabe durch die 
Einwohnermeldeämter ist demnach eine Missachtung der Informationellen Selbstbestimmung und 
beraubt die Bürger_innen der Möglichkeit, Kontrolle über die Weitergabe der persönlichen Daten 
zu behalten.
Der Ausschuss für Bürgerbeteiligung, Völkerverständigung und Integration möge daher 
beschließen:
Der Magistrat wird gebeten zu veranlassen, dass ab sofort das Einwohnermeldeamt keine 
personenbezogene Daten von Bürgerinnen und Bürgern mehr an Dritte weitergibt.

Beschluss Nr. 0069

Der Antrag wird von der antragstellenden Fraktion Linke&Piraten zurück gezogen.

Herrn Stadtverordnetenvorsteher Wiesbaden,     .09.2012
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Spallek
Vorsitzender

Der Stadtverordnetenvorsteher Wiesbaden,     .09.2012

Dem Magistrat
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Nickel
Stadtverordnetenvorsteher

Der Magistrat Wiesbaden,     .09.2012
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Dezernat VII
mit der Bitte um Kenntnisnahme Dr. Müller

Oberbürgermeister
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